
medianet.at

WIEN. Die Bundeswettbewerbs-
behörde (BWB) kommt in ihrem 
inzwischen dritten Bericht zum 
Pharmasektor zum Schluss, 
dass die Arzneimittelversorgung 
unter der steigenden Marktkon-
zentration leiden könnte. In den 
vergangenen 30 Jahren sei die 
Anzahl der Handelsunterneh-
men durch Übernahmen von 110 
auf ungefähr 30 gesunken. Be-
denklich aus Wettbewerbssicht 

sei auch, dass sich Pharmagroß-
händler vermehrt an Apotheken 
beteiligen und so Einfluss auf 
Preise und Absatz haben. 

Marktkonzentration
Aufgrund hoher Logistikos-
ten würden Apotheken durch-
schnittlich 50 bis 90% des 
Bedarfs von einem einzigen Arz-
neimittelgroßhändler beziehen. 
„Die Marktkonzentration ist mit 

Sorge zu sehen, da diese Wis-
senskonzentration zu höheren 
Preisen und Angebotsverknap-
pung von Arzneimitteln führen 
kann“, sagt BWB-Chef Theodor 
Thanner. Die Beteiligungen an 
öffentlichen Apotheken haben 
laut den Wettbewerbshütern 
kontinuierlich zugenommen.

Das Risiko, dass ein Medika-
ment nicht verfügbar ist, ist laut 
BWB in den vergangenen 20 Jah-

ren deutlich gestiegen. Zudem 
ist die Preisgestaltung bei Me-
dikamenten aufgrund nationa-
ler Regelungen in Europa stark 
unterschiedlich – die Preisunter-
schiede zwischen den Ländern 
können bis zu 300% betragen. Da-
durch haben Großhändler nach 
Ansicht der Wettbewerbshüter 
einen erhöhten Anreiz, einen Pa-
rallelhandel zu betreiben und 
Produkte in Ländern mit höheren 
Preisen vermehrt zu vertreiben. 
Dies könne dazu führen, dass in 
Ländern mit niedrigeren Preisen, 
wie in Österreich, Medikamente 
nicht ausreichend zu Verfügung 
stehen.

Vorschläge der BWB
Die BWB hat Empfehlungen 
erarbeitet, die für ein wettbe-
werbsfreundlicheres Umfeld 
sorgen sollen. Dazu gehören 
neben einer Vereinheitlichung 
der Parallelexportregelungen 
eine Ausweitung des Bezugs auf 
mehrere Zulieferer, eine Evalu-
ierung der gesetzlichen Preis-
aufschläge für Großhandel und 
Apotheken, mehr Transparenz 
seitens der Medikamentenher-
steller bei den länderspezifi-
schen Kontingenten sowie eine 
Beschränkung der höchst zu-
lässigen Eigentumsanteile des 
Arzneimittelgroßhandels an 
Apotheken. (red)

WIEN/BRÜSSEL. Der Streit über 
die Aufhebung von Patenten für 
Corona-Impfstoffe vertieft sich. 
Nach dem Vorstoß der USA gibt 
sich die EU noch skeptisch und 
will stattdessen Zwangslizenzen 
vergeben. Damit bleiben die Pa-
tente bei den Firmen. Doch das 
ist der Branche zu wenig. Die 
Pharmakonzerne Pfizer, Moder-
na und Johnson & Johnson wol-
len indes 3,5 Mrd. Corona-Impf-

stoffdosen für arme Länder zur 
Verfügung stellen. Der Impfstoff 
soll zum Selbstkostenpreis oder 
zu einem Sonderpreis zur Verfü-
gung gestellt werden.

Verteilung als Problem
Mit Blick auf kommende Ge-
sundheitskrisen will die EU 
den Bau von Standorten für die 
Impfstoffproduktion in Afrika 
mit einer Mrd. € finanzieren. 

„Afrika importiert heute 99 Pro-
zent seiner Impfstoffe, und das 
muss sich ändern“, sagte Kom-
missioneschefin Ursula Von der 
Leyen. Alexander Herzog, Ge-
neralsekretär des heimischen 
Pharmaverbands Pharmig, sieht 
das Problem nicht in fehlenden 
Impfstoffen, sondern in der welt-
weiten Verteilung der Produkte. 
Es brauche etwa den Abbau von 
Handelshemnissen. (red)

Regierungen fürchten Mutationen und 
wollen rasch globale Durchimpfungen.
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Kritik an Marktmacht
Die Bundeswettbewerbsbehörde (BWB) hat erneut den  
Pharmahandel in Österreich unter die Lupe genommen.

Debatte um Pharmapatente geht weiter
Regierungen erhöhen Druck; Industrie will Corona-Impfungen spenden.

Die Wettbewerbshüter haben sich den Pharmahandel angesehen und orten zahlreiche problematische Entwicklungen.


